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Ausschuss für Inklusion 20.09.2018 Kenntnis

Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss

26.09.2018 empfehlender Beschluss

Landschaftsausschuss 01.10.2018 empfehlender Beschluss

Landschaftsversammlung 08.10.2018 Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Peer Counseling;

Haushalt 2019 

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird aufgefordert, ausgehend von der Drucksache 14/2746 Eckpunkte zur 

Umsetzung der integrierten Beratung zu prüfen, wie das Peer Counseling als integraler Bestandteil 

eines differenzierten Unterstützungssystems dauerhaft zu etablieren ist. Dies ist mit dem 

Umsetzungskonzept „Sozialräumlich neugestaltete Präsenz zur Integrierten Beratung“ 

abzustimmen. Grundlage hierfür sollen die Ergebnisse aus dem Endbericht der wissenschaftlichen 

Begleitforschung und Evaluation zum Thema "Peer Counseling im Rheinland" sein. Geprüft werden 

soll auch, ob bzw. wie Peer Counseling-Angebote dauerhaft an die KoKoBe, bzw. SPZ und IFD 

angebunden werden können.

Da die Modellprojekte des LVR zum Peer Counseling am 31.12.2018 enden, eine verpflichtende 

Beratung des LVR nach dem BTHG aber erst zum 01.01.2020 gesetzlich vorgesehen ist, wird die 

Verwaltung beauftragt, schnellstmöglich ein Konzept vorzulegen, wie die ausgebildeten Peer 

Counselor modellhaft schon ab dem 01.01.2019 inhaltlich eingebunden und finanziell abgesichert 

werden können.

Begründung:

Der Sozialausschuss hat den Antrag in seiner Sitzung am 11.09.2018 einvernehmlich an den 

Ausschuss für Inklusion zur Kenntnis verwiesen. 

öffentlich



Frank Boss Thomas Böll 

Damit bisher Erreichtes und die gesammelten Erfahrungen in den Modellprojekten nicht 

verlorengehen, wollen CDU und SPD die Finanzierung für das Jahr 2019 sicherstellen. 


